Niedersachsisches Ministerium
’\% fiir Erndhrung, Landwirtschaft
2/ und Verbraucherschutz

RICHTLINIE

uber die Gewdhrung von Zuwendungen zur Férderung von
Sachinvestitionen zur tierschutzgerechten Unterbringung von
Fundtieren und sonstigen Unterbringungstieren aus dem
Sondervermégen Infrastruktur und Klimaneutralitit des Bundes

Mehr Unterstiitzung fiir Tierheime und Wildtierauffangstationen

Niedersachsen unterstutzt Tierheime, tierheimahnliche Einrichtungen und
Wildtierauffangstationen mit einer neuen Férderung bei wichtigen Investitionen in
ihre Infrastruktur. Méglich wird die Forderung durch Mittel aus dem Sondervermdégen
Infrastruktur und Klimaneutralitat des Bundes. Ziel ist es, die Einrichtungen bei
notwendigen BaumaBnahmen und Anschaffungen zu unterstutzen und damit eine
tierschutzgerechte Unterbringung von Fundtieren und sonstigen
Unterbringungstieren zu erméglichen.

Agrarministerin Miriam Staudte:

Tierheime und Wildtierauffangstationen leisten jeden

Tag einen unverzichtbaren Beitrag fur den Tierschutz.
Gleichzeitig sind viele Einrichtungen bei den baulichen und
finanziellen Herausforderungen langst am Limit. Deswegen
habe ich mich daflr stark gemacht, 20 Millionen Euro aus
dem Sondervermdgen des Bundes fur unsere Tierheime zur
Verfugung zu stellen. Mit der Férderung wollen wir die
Einrichtungen dabei unterstltzen, notwendige Investitionen
umzusetzen - und damit dauerhaft gute Bedingungen fur die
Tiere zu schaffen. Ob Neubau, Sanierung, Modernisierung
oder die notwendige Ausstattung — wir schaffen mit der
Richtlinie eine verlassliche Unterstitzung fur diejenigen,

die Verantwortung fur Tiere in Not Ubernehmen.

Was kann geférdert werden?

Geférdert werden insbesondere:
* BaumaBnahmen, zum Beispiel Anbau, Neubau sowie Sanierungs- und
ModernisierungsmaBnahmen,
* bewegliche Sachen, insbesondere Ausristung, Inventar und Haltungssysteme,
¢ unbewegliche Sachen, insbesondere Ersatzeinrichtungen wie Container und
Bauwagen.
Daruber hinaus kdnnen notwendige Begleit- und FolgemaBnahmen geférdert werden,
wenn sie in unmittelbarem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem Vorhaben
stehen.



Bis zu 80 Prozent Férderung

* Gefordert werden Vorhaben mit einem Investitionsvolumen von mindestens
50.000 Euro.

* Die Forderung betragt bis zu 80 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben.

* Pro Zuwendungsempfangerin bzw. Zuwendungsempfanger kbnnen maximal
2 Millionen Euro gewahrt werden.

e Auch notwendige Begleit- und FolgemaBnahmen kénnen geférdert werden -
bis zu 50 Prozent der férderfahigen Ausgaben.

e Wichtig: Mit der MaBnahme darf zum Zeitpunkt der Antragstellung
noch nicht begonnen worden sein.

Wer kann geférdert werden?

Zuwendungsempfanger*innen kénnen sein:

e Trager von Tierheimen oder tierheimahnlichen Einrichtungen (im Sinne des § 11 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 TierSchG), soweit sie Fund- und/oder Unterbringungstiere aufgrund
behdérdlicher Fortnahmen, Sicherstellungen und Beschlagnahmen aufnehmen

e Trager von Wildtierauffangstationen (im Sinne des § 45 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG),
soweit sie 0.a. Fund- und/oder Unterbringungstiere aufnehmen

* niedersachsische Kommunen, sofern sie Trager von Tierheimen, tierheimahnlichen
Einrichtungen oder Wildtierauffangstationen sind

Welche Voraussetzungen gelten?

FUr Trager von Tierheimen und tierheimahnlichen Einrichtungen - dies kbnnen auch
Wildtierauffangstationen sein, die nicht nach § 45 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG anerkannt
sind - gilt insbesondere:
e Sitzin Niedersachsen,
¢ seit mindestens einem Jahr eine gultige Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz1 Nr. 3
TierSchgG,
* Befreiung von der Kérperschaftsteuer wegen der Verfolgung gemeinnutziger
Zwecke im Sinne des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 14 AO.

FUr Trager von Wildtierauffangstationen gilt insbesondere:
e Sitzin Niedersachsen,
* seit mindestens einem Jahr eine gultige Anerkennung nach § 45 Abs. 5 Satz 3
BNatSchG.

""=HIER INVESTIERT
DEUTSCHLAND

Finanziert aus Mitteln des Sondervermégens
wInfrastruktur und Klimaneutralitat” des Bundes.






	RICHTLINIE
	Bis zu 80 Prozent Förderung
	Wer kann gefördert werden?
	Welche Voraussetzungen gelten?
	Für Träger von Tierheimen und tierheimähnlichen Einrichtungen - dies können auch Wildtierauffangstationen sein, die nicht nach § 45 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG anerkannt sind - gilt insbesondere:


